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Schweiz übergibt an Italien
Eidgenossen kümmerten sich ein Jahr lang um Holocaust-Gedenken
Von Magdalena Hechtel
Der Schweizer Botschafter Hanspeter Mock (l.) und Fabrizzio Mazzo. (Foto: mag)
Buenos Aires (AT) - Die Übergabe war symbolisch - aber dennoch von besonderer Bedeutung. Im persönlichen Rahmen seiner Residenz übergab der Schweizer Botschafter Hanspeter Mock den Vorsitz der IHRA (International Holocaust Remembrance Alliance) an Fabrizzio Mazza, Wirtschaftsattaché der italienischen Botschaft. Die offizielle Übergabe der Präsidentschaft hatte bereits zuvor in Berlin stattgefunden.
Mock erinnerte sich mit Stolz und Freude an die Aktivitäten des vergangenen Jahres. Durch Kampagnen auf Facebook und Twitter, die auch von anderen Schweizer Botschaften in Lateinamerika verbreitet wurden, sollten besonders junge Menschen erreicht werden. Eine solche Brücke zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft gewinne zunehmend an Bedeutung, weil die Anzahl der Überlebenden des Holocausts immer geringer werde, meinte Mock.
Als persönliches Highlight bezeichnete der Botschafter die Wanderausstellung über den Schweizer Diplomaten Carl Lutz, die in mehreren argentinischen Städten zu sehen war. Als Vizekonsul der Schweizer Botschaft in Budapest während des Zweiten Weltkrieges hatte der Diplomat rund 62.000 Juden das Leben gerettet. Seine Leistung war allerdings lange Zeit in Vergessenheit geraten. Er freue sich darüber, so Mock, dass Lutz nun die Ehre zuteil werde, die ihm gebühre.
Die Erinnerung an den Holocaust ist für den Schweizer Botschafter auch privat von Bedeutung: Sein Großvater Gilberto Bosques hatte als mexikanischer Konsul in Paris zwischen 1939 und 1942 etwa 40.000 Verfolgten aus Nazi-Deutschland und dem franquistischen Spanien die Flucht nach Mexiko ermöglicht.
Der Sekretär für Menschenrechte und kulturellen Pluralismus des argentinischen Staates, Claudio Avruj, bedankte sich bei der Schweizer Botschaft für ihr Engagement und verlieh seiner Freude darüber Ausdruck, dass Argentinien unter der Präsidentschaft von Fernando de la Rúa im Jahr 2000 als bislang einziges lateinamerikanisches Land der IHRA beigetreten ist. Das Gedenken an Überlebende wie auch an Opfer sei entscheidend, um Lehren aus der Geschichte zu ziehen.
Ähnlich äußerte sich auch Fabrizio Mazza. Es sei wichtig, die Erinnerungen zu intensivieren und Multikulturalität weiter auszubauen, wozu Italien während seiner IHRA-Präsidentschaft beitragen wolle.
Die IHRA wurde 1998 als zwischenstaatliche Organisation gegründet. Pro Jahr übernimmt jeweils einer der mittlerweile 31 Mitgliedstaaten die Präsidentschaft und veranstaltet Kampagnen und Aktionen, die die Erinnerung an den Holocaust am Leben erhalten sollen.
Argentinien
Neuausrichtung der Streitkräfte
Regierung plant, Militär gegen Drogenhandel einzusetzen
Verteidigungsminister Oscar Aguad. (Foto: casarosada)
Buenos Aires (AT/mc) - Die argentinischen Streitkräfte sollen zukünftig stärker in den Kampf gegen Drogenhandel, organisierte Kriminalität und Terrorismus einbezogen werden. Dies sehen Pläne von Verteidigungsminister Oscar Aguad vor, für die Präsident Mauricio Macri nun grünes Licht gegeben hat. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“.
Das Reformvorhaben geht von einer neuen Verteidigungsdoktrin aus. Dabei wird die Hauptbedrohung nicht mehr in einem Angriff durch einen feindlichen Staat gesehen. Vielmehr geht man von asymmetrischen Konflikten aus, die den Staat bedrohen: Der Kampf gegen Terrorismus und kriminelle Banden, die mit konventionellen, aber auch neuen Waffen ihre Ziele zu erreichen versuchen.
Es ist vorgesehen, die logistische Hilfe der Militärs für die Polizei kontinuierlich auszubauen. In dem neuen Konzept sollen die Streitkräfte des Weiteren zum Schutz strategisch wichtiger Gebiete und Einrichtungen wie etwa Wasserkraftwerken und Nuklearanlagen eingesetzt werden. Die atlantischen Gewässer und die antarktische Region als mögliche Ziele illegaler Tätigkeiten sollen ebenfalls besser kontrolliert werden. Zu diesem Zweck ist in Ushuaia ein neues Logistikzentrum geplant.
Angestrebt ist zudem die Modernisierung der Ausrüstung: Roboter, Nanotechnologie, Satelliten- und Cybertechnik, unbemannte Flugkörper sowie neue Munition und Raketen sollen für das Militär bereitgestellt werden. Um eine effektivere Zusammenarbeit von Heer, Marine und Luftwaffe zu erreichen, will die Regierung schließlich den gemeinsamen Generalstab der drei Teilstreitkräfte mit größeren Befugnissen ausstatten.
Eine Neufassung des nationalen Sicherheitsgesetzes sei für die angestrebten Neuerungen nicht erforderlich, meint die Regierung. Sie will stattdessen schrittweise mit speziellen Dekreten und Resolutionen durch den Präsidenten oder den Verteidigungsminister den Reformen den Weg bahnen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Ende der Zwei-Pesos-Scheine
Der Zwei-Pesos-Schein wird bald nur noch Sammlerwert haben. Nach einem Beschluss der Zentralbank soll die wertmäßig geringste argentinische Banknote bis zum 27. April aus dem Zahlungsverkehr gezogen sein. Bis dahin haben die Bürger noch Zeit, die Scheine entweder umzutauschen in Münzen oder sie auf ein Bankkonto einzuzahlen. Die landesweit rund 5000 öffentlichen und privaten Bankfilialen sind bis dahin zur Annahme verpflichtet.
Die Entscheidung trägt der Inflation Rechnung. So rechnete die Zeitung „Clarín“ vor, dass der Zwei-Pesos-Schein seit seiner Einführung 1992 rund 3490 Prozent an Wert eingebüßt habe. Mit anderen Worten: Zwei Pesos von damals entsprechen 70 Pesos von heute. Die Scheine, auf denen der Kopf des einstigen Präsidenten Bartolomé Mitre (1821 bis 1906) abgebildet ist, waren zudem oftmals in einem schlechten, abgegriffenen Zustand.
Zu den Maßnahmen, mit denen die Nationalregierung die Währung an die Inflation anpassen will, zählt auch die Einführung eines 1000-Pesos-Scheins im Dezember vorigen Jahres. Die Banknote ist in Gelb- und Orangetönen gehalten und zeigt einen Töpfervogel.
Asbest in U-Bahn
Asbest-Alarm in der U-Bahn von Buenos Aires (Subte). Am Dienstag sah sich die Betreibergesellschaft Sbase gezwungen, drei Züge der Linie B aus dem Verkehr zu nehmen. Grund: Bei insgesamt 18 Waggons vom Typ CAF 5000 wurde in der Elektrik der krebserregende Werkstoff entdeckt. Die Züge sind seit fünf Jahren in Buenos Aires im Einsatz. Vorher waren sie im Dienst der Madrider Metro. Dort räumte man inzwischen ein, dass bei den Zügen vom Typ CAF 5000 Asbest verwendet wurde. Es gibt aktuell drei Madrider Metro-Mitarbeiter, die Folgeerkrankungen aufweisen. Der Werkstoff ist in Argentinien seit 2003 verboten. Sorge bereitet den Subte-Betreiber zudem die Möglichkeit, dass auch in den neueren CAF 6000-Waggons Asbest sein könnte. Derzeit werden alle zehn Züge dieses Typs untersucht. Bis dahin müssen sich Passagiere auf volle Waggons in den 14 verbleibenden Mitsubishi-Zügen der Linie B einstellen.
Gletscherfront abgebrochen
Die Front des Gletschers Perito Moreno bei El Calafate ist in der Nacht zum Montag heruntergebrochen. Die Wassermassen des Flusses Brazo Rico, die aus dem See Lago Argentino strömen, hatten zuvor Tunnel in die Gletscherzunge des Perito Moreno gegraben. Alle zwei bis sechs Jahre stürzt die Front des Gletschers in der Provinz Santa Cruz auf Grund des hohen Wasserdrucks hinab. Im Unterschied zu den vergangenen Jahren bildeten sich dieses Mal zwei Tunnel, die nacheinander einbrachen. Normalerweise verfolgen zahlreiche Zuschauer das Spektakel. In der Nacht befanden sich aufgrund der Richtlinien des Nationalparks Los Glaciares jedoch keine Menschen mehr in der Nähe des Gletschers. Am Sonntag waren noch mehr als 3000 Besucher im Park zusammengekommen, um den Zusammenbruch zu erleben. Der Kollaps der Gletscherfront findet seit 2004 bereits zum sechsten Mal statt.
Kritik an polnischem Gesetz
Die DAIA-Spitze hat sich bei ihrem Besuch in Polen besorgt über das dortige Holocaust-Gesetz gezeigt, das vor wenigen Tagen in Kraft getreten ist. Der Vorsitzende Ariel Cohen Sabban überbrachte dem polnischen Vize-Außenminister Marek Magierowski die Bedenken des jüdischen Dachverbands in Argentinien. Das Gesetz sieht unter anderem Geldstrafen und bis zu drei Jahre Gefängnis vor, wenn der „polnischen Nation oder dem polnischen Staat“ eine Mitschuld an den Nazi-Verbrechen gegeben wird. Aufsehen erregte in diesem Zusammenhang zuletzt die Klage der polnischen Liga gegen Diffamierung (RDI) gegen die hiesige Zeitung „La Página/12“ (wir berichteten). Magierowski beteuerte gegenüber der DAIA-Delegation, dass das Gesetz keinen „leugnenden“ Charakter habe: „Es gab polnische Bürger, die an Massakern an Juden teilgenommen haben, und es gab welche, die Komplizen der Nazis waren. Aber es war nicht das polnische Volk im Ganzen“, so der Vize-Außenminister.
Argentinierin unter Opfern
Tragisches Ende einer Urlaubsreise: Unter den fünf Personen, die bei einem Hubschrauber-Panoramaflug am Montag in New York ums Leben kamen, befand sich mit Carla Vallejos Blanco auch eine Argentinierin. Die 28-Jährige aus Corrientes verbrachte ihren Urlaub in der Metropole an der US-Ostküste und wollte per Helikopter den Blick auf die Skyline von Manhattan genießen. Wie die „New York Times“ mitteilte, konnte sich bei dem Sturz in den East River nur der Pilot retten. Alle fünf Passagiere kamen hingegen ums Leben. Ein Sprecher der Feuerwehr sagte, dass zwei von ihnen noch am Unglücksort starben und drei weitere später im Krankenhaus. Der Pilot konnte sich nach dem Absturz selbst befreien, auf das Wrack steigen und um Hilfe schreien. Er kam ins Hospital, wo sich sein Zustand stabilisierte.
Lopérfido entlassen
Dario Lopérfido ist nicht länger Kulturbeauftragter an der argentinischen Botschaft in Deutschland. Dies geht aus einem Dekret hervor, das von Präsident Mauricio Macri und Außenminister Jorge Faurie unterzeichnet ist. Es sei „notwendig gewesen“, Lopérfido von seiner Funktion in Berlin zu entbinden, heißt es dort. Den Posten in der deutschen Hauptstadt hatte der Kulturfunktionär im April letzten Jahres übernommen, nachdem er aufgrund polemischer Äußerungen zur Militärdiktatur als Kulturminister der Stadt Buenos Aires sowie als Direktor des Teatro Colón unhaltbar geworden war. Lopérfido hatte die von Menschenrechtsgruppen geschätzte Zahl von 30.000 Todesopfern der Diktatur (1976 bis 1983) als „Lüge“ bezeichnet. Dies sorgte im gesamten politischen Spektrum für Empörung. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die Rebellion der Frauen
Von Juan E. Alemann
Am 8. März, dem Tag der Frau, gab es in über hundert Ländern große Frauenkundgebungen, die für die Rechte der Frauen, die Gleichstellung mit Männern bei der Arbeit und auch bei der Politik und die Überwindung bestehender Diskriminierungen eintraten. Am größten waren die Kundgebungen in Spanien. Doch vor allem in islamisch geprägten afrikanischen Ländern, wo Frauen offen diskriminiert werden und die Genitalverstümmelung von Mädchen üblich ist, damit sie dann als erwachsene Frauen keinen Genuss am Geschlechtsverkehr haben, gerade dort gab es kaum Kundgebungen. Auch nicht in China, wo die Diskriminierung offen besteht, weil dort Kundgebungen ohnehin nicht üblich sind.
In Argentinien gab es eine Massenkundgebung in der Stadt Buenos Aires. Die Zeitung “La Nación” hat geschätzt, dass 350.000 auf den Straßen waren, andere Quelle tippen auf geringere Zahlen, etwa 250.000. Doch wenn man bedenkt, dass die ganze Plaza de Mayo höchstens 60.000 Menschen aufnimmt, die dabei ziemlich eng beieinander stehen müssen, und dass die normalen Kundgebungen sich in dieser Größenordnung bewegen, dann ist die der Frauen beachtlich. Es war auf alle Fälle die größte von allen bisherigen.
In Argentinien steht dabei das Thema Abtreibung im Vordergrund. Die Frauen fordern, entscheiden zu können, ob sie eine Schwangerschaft fortführen oder unterbrechen. Das faktische Hauptargument besteht darin, dass sehr viele Abtreibungen auch bei Verbot vollzogen werden, aber oft eben nicht, wie es die medizinische Technik erfordert, um sie am Leben zu erhalten. Viele Frauen sterben dabei, und das kann bei sachgemäßer Behandlung in einem Hospital vermieden werden. Gegner der Abtreibung kontern, dass es nur wenige Fälle sind. Doch ein einziger Tod ist auch zu viel.
Die entgegengesetzte Position, derjenigen, die für ein striktes Abtreibungsverbot eintreten, hat einen religiösen Inhalt und stützt sich auf die Tatsache, dass das Leben schon in der Gebärmutter beginnt, so dass Abtreibung Mord ist. Es ist ein starkes Argument, das jedoch die meisten Frauen offensichtlich nicht überzeugt.
Alle, sowohl Befürworter wie Gegner der Abtreibung, treten für sexuelle Erziehung ein, um unerwünschte Schwangerschaften zu verhindern. Das kann mit dem Präservativ und seit einigen Jahrzehnten auch mit einer Pille erreicht werden. Vor Jahren machte der damalige Gesundheitsminister Ginés Gonzalez García offene Propaganda für das Kondom, auch um die AIDS-Übertragung zu verhindern, u.a. mit einem Riesenpräservativ, der den Obelisken im Zentrum von Buenos Aires verhüllte. Ob die sexuelle Erziehung in den Schulen oder sonstwo erfolgt, ist von zweitrangiger Bedeutung.
Der Frauenprotest richtete sich auch gegen die vielen Frauenmorde durch ihre Ehepartner oder Männer im Allgemeinen. Das ist ein Problem der Polizei und der Justiz, wobei in diesem Fall ohnehin schon eine lebenslängliche Haftstrafe vorgesehen ist. Das faktische Problem, das sich bei vielen Frauen stellt, ist, dass sie keine Möglichkeit haben, woanders zu wohnen und sich zu erhalten, so dass sie Misshandlungen ertragen müssen. In diesen Fällen muss ihnen direkt geholfen werden.
Schließlich wird auch Gleichbehandlung bei der Arbeit gefordert. Doch die Arbeitsverträge sehen keine Diskriminierung vor. Wenn Männer mehr verdienen als Frauen, die die gleiche Arbeit verrichten, so ist das eine faktische Tatsache. Was für Frauen indessen besonders wichtig ist, ist die Möglichkeit, die Büroarbeit von ihrem Heim aus verrichten zu können, weil sie sich dabei gleichzeitig um den Haushalt und ihre Kinder kümmern können. Um dies zu fördern, muss es eine gesetzliche Regelung geben, die noch fehlt.
Meinung
Der lange Weg zur Regierung
Von Stefan Kuhn
Das Warten ist vorbei. Der Bundestag wählte am Mittwoch Angela Merkel zur Bundeskanzlerin. Deutschland hat nach sechs Monaten wieder eine vom Parlament legitimierte Regierung. Das Ergebnis der Kanzlerinnenwahl fiel für Merkel enttäuschend knapp aus: Sie lag nur neun Stimmen über der absoluten Mehrheit. Das heißt, mindestens 35 Abgeordnete aus den Reihen der Regierungsparteien CDU, CSU und SPD haben sie nicht gewählt.
Man kann das wie FDP-Chef Christian Lindner als „Fehlstart“ bezeichnen, aber der Liberale äußert wohl mehr den Frust eines durch eigene Schuld Zu-kurz-Gekommenen. Das Votum war ein Warnschuss, den Merkel gar nicht brauchte. Die Regierungsparteien haben bei den Bundestagswahlen im September empfindliche Verluste hinnehmen müssen, und die Regierungsmehrheit im Parlament ist deutlich geschrumpft. Merkel und ihr Vize Olaf Scholz wissen, dass sie künftig um Mehrheiten kämpfen müssen. Es war auch ein ehrliches Ergebnis, denn ein Drittel der SPD-Mitglieder hat sich gegen eine Neuauflage der großen Koalition entschieden.
Dass die Regierungsbildung so lange gedauert hat, darüber dürfen sich die Wählerinnen und Wähler nicht beklagen. Sie sind zu einem großen Teil für das Desaster verantwortlich. Sie haben sechs Parteien in den Bundestag gewählt, von denen eine (die AfD) nicht regierungsfähig ist und zwei (FDP und Linke) unter den herrschenden Mehrheitsverhältnissen nicht regieren können oder wollen. Das heißt, mit der rechtspopulistischen AfD will keiner, die Linke könnte nur mit SPD und Grünen, und die FDP könnte nur mit CDU und CSU. Für Rot-Rot-Grün gibt es ebensowenig eine Mehrheit wie für Schwarz-Gelb. Für CDU/CSU, FDP und Grüne hätte es eine Mehrheit gegeben, doch Christian Lindner hatte die Sondierungsgespräche für eine „Jamaika-Koalition“ platzen lassen.
Ein wenig Mitschuld tragen auch CDU und CSU. Die Schwesterparteien, die mit einem gemeinsamen Wahlprogramm angetreten waren und im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft haben, mussten nach den Wahlen zunächst auch „Sondierungsgespräche“ führen. Gut, zehn Tage fallen bei sechs Monaten nicht sonderlich ins Gewicht, aber das Pochen auf die bajuwarische Eigenständigkeit geht mittlerweile schon auf den Geist. Bei Wahldebatten tritt die Union immer doppelt auf, im Bundeskabinett ist Bayern überrepräsentiert, und in der letzten Legislaturperiode war die CSU mehr Oppositions- als Regierungspartei.
Die Hauptschuld an der verschleppten Regierungsbildung trägt Christian Lindner. Er hat die „Jamaika“-Sondierungen ohne Not platzen lassen. Es war wohl eine Gefühlsentscheidung, vielleicht auch die Angst, wieder unter die Räder zu kommen wie 2013, als die FDP von der Regierungsbank und aus dem Bundestag flog. Gerade Lindner hätte das Dilemma der SPD verstehen müssen. Die Sozialdemokraten haben seit ihrer ersten großen Koalition mit Merkel 14 Prozentpunkte an Stimmen eingebüßt.
Der SPD und ihrem Ex-Chef Martin Schulz kann man vorwerfen, dass sie eine Regierungsbeteiligung auch nach dem Scheitern von „Jamaika“ zunächst ausgeschlossen hat. Dass Schulz dies schon am Wahlabend getan hatte, war noch verständlich. Die große Koalition ist zwar nicht abgewählt, aber empfindlich abgestraft worden. Genau genommen hatte sie nach der Wahl nur noch eine rechnerische Mehrheit. Die Kanzlerinnenwahl vom Mittwoch deutet darauf hin. Hätte die SPD in den Koalitionsverhandlungen nicht so viel herausgeholt, wäre die Regierungsmehrheit wohl mehr als wackelig gewesen.
Das Zustimmungsprozedere bei den Sozialdemokraten war langwierig. Zuerst die Sondierungsgespräche, nach denen ein Parteitag über die Aufnahme von Koalitionsgesprächen entscheidet. Nach dem Abschluss der Koalitionsgespräche wurde dann eine Mitgliederbefragung durchgeführt. Das alles war notwendig, denn die Parteiführung musste kämpfen, Überzeugungsarbeit leisten. Die Sondierungsgespräche und die Koalitionsverhandlungen von CDU/CSU und SPD haben im Übrigen weniger lang gedauert als die „Jamaika“-Sondierungen. Wären diese erfolgreich gewesen, hätte es zudem auch eine Mitgliederbefragung bei den Grünen gegeben. Zur Verzögerung haben auch die notwendigen Überzeugungsbemühungen von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, die Weihnachtsfeiertage und der Jahreswechsel beigetragen.
Man muss vor allem der SPD Respekt zollen. Sie hat das getan, was sie in ihrer über 150-jährigen Geschichte fast immer getan hat. Sie hat ohne Rücksicht auf sich selbst Verantwortung übernommen, sich als staatstragend erwiesen. Solche Entscheidungen waren nicht immer richtig, sie haben die Partei zerrissen, gespalten und ihr Wahlniederlagen eingebracht. Glaubt man den Koalitionsgegnern in der SPD, droht ihr letzteres wieder. Doch das ist vorerst vertagt. Ab jetzt zählen die Ergebnisse der Regierungsarbeit.
Meinung
Randglossen
In modernen Präsidialdemokratien beherrschen normalerweise nur zwei Parteien die politische Landschaft. Früher waren es die sogenannten Radikalen, das heißt die UCR und die Konservativen. Das Wort „radical“ stammte aus Frankreich und wird in der argentinischen Politik nicht als „extrem“ ausgelegt. Aufgelöst wurde dieses Parteiensystem durch Juan Domingo Perón, zuerst Vizepräsident von General Farrell und dann gleichzeitig Arbeitsminister. Er schuf eine Bewegung nach dem Vorbild des italienischen Diktators Benito Mussolini, dessen Redekunst Perón selber als damaliger Militärattaché an der argentinischen Botschaft in Rom erlebt hatte. Perons Partei hieß anfangs nach dem britischen Vorbild Laboristische, dann Peronistische und später Justizialistische Partei, die sich als zweite Volkspartei neben den Radikalen etablieren konnte. Heute gehören die Radikalen dem Parteienkonglomerat von Präsident Mauricio Macri an, während die Peronisten in verschiedenen Fraktionen zersplittert sind. Der Zerfall des traditionellen Zweiparteiensystems erhöht Macris Chancen für eine Wiederwahl im nächsten Jahr.
Man sollte eigentlich nie Prognosen stellen, denn die fliegen einem über kurz oder lang um die Ohren. Wenn der italienische Fünf-Sterne-Spitzenkandidat Luigi Di Maio behauptet, dass die Regierungsbildung in seinem Land weniger lang dauert als in Deutschland, ist das schon eine kühne Behauptung. Es mag dennoch sein, dass er Recht hat. In Italien ist man an komplizierte Mehrheitsverhältnisse gewöhnt, es kann Minderheitsregierungen oder irrwitzige Koalitionen aus Konservativen, Neofaschisten und Separatisten geben. Es ist wahrscheinlich, dass man in Italien keine fünf Monate für eine neue Regierung braucht, aber sie wird wohl nicht so lange halten wie die deutsche.
Donald Trump spielt weiter den Präsidenten. Er spielt wirklich, denn er versteht sein Amt als eine Art Fortsetzung seiner TV-Show „The Aprendice“, bei der sich Kandidaten um einen gut dotierten Job bemühen müssen. Eignet sich einer nicht, dann feuert ihn Trump. Der Satz „You‘re fired“ machte Trump landesweit bekannt. Erst gut ein Jahr im Amt hat Trump schon an die zehn enge Mitarbeiter und Minister rausgeworfen. Um Eignung ging es dabei nicht, der Präsident hält kritische Stimmen schlicht für geschäftsschädigend. Betriebswirtschaftlich mag das ein Argument sein, aber ein Staat ist nun mal kein Unternehmen. Zudem ersetzt Trump die Gefeuerten durch Ja-Sager und Dilettanten. Das hat Methode: So fällt nicht auf, dass er selbst der größte Dilettant ist.
Wirtschaft
Konsumentenpreise im Februar mit +2,4%
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Institutes (INDEC), mit dem die Inflation gemessen wird, stieg im Februar um 2,4%, nach einer Zunahme von 1,8% im Januar, so dass das Bimester leicht über 4,2% lag. Die Kerninflation, die die vom Staat regulierten Preise ausschließt (was sich vornehmlich auf öffentliche Dienste bezieht) stieg im Februar um 2,1%, nach 1,5% im Januar, was insgesamt 3,6% ausmacht. Nachdem es sich bei der Zunahme der Tarife öffentlicher Dienste um eine Veränderung der relativen Preise (also der Tarife im Verhältnis zu den anderen Preisen und auch der Löhne) handelt, muss die Kerninflation in den Mittelpunkt der Inflationsdiskussion gestellt werden.
Die Entwicklung war im Einzelnen im Februar wie folgt:
- Nahrungsmittel und Getränke:...................2,2%
- Alkoholische Getränke und Tabakwaren:...................1,7%
- Bekleidung:...................-0,6%
- Wohnungsausgaben:...................3,8%
- Wohnungsausrüstung und -instandhaltung:...................1,7%
- Gesundheitsbetreuung:...................2,3%
- Personentransport:...................4,5%
- Fernverbindungen:...................9,1%
- Freizeitausgaben & Kultur:...................1,0%
- Erziehung:...................1,9%
- Restaurants & Hotels:...................2,1%
- Andere Sachgüter und Dienstleistungen:...................1,8%
Die Preiszunahme ist vornehmlich auf die Tarifzunahme von 4,5% beim öffentlichen Personentransport, von 3,8% bei Strom und Gas für die Haushalte, und von ganzen 9,1% bei Telefonie, zurückzuführen, wobei Strom und besonders Gas sich auch auf die Wohnungsausgaben auswirken. Doch auch die Abwertung von 3% im Februar (und 7,7% im 1. Bimester) hat sich ausgewirkt.
Bei dieser hohen Inflationsrate vom Februar wird vorweggenommen, dass das Ziel der Regierung, 2018 eine Inflationsrate von 15% zu erreichen, nicht möglich ist. Doch bei ca. 20% würde es sich schon um eine starke Abnahme gegenüber 2017 handeln, das mit 24,8% schloss. Doch um dies zu erreichen, muss die monatliche Zunahme in den fehlenden 10 Monaten 2018 durchschtttlich bei 1,4% liegen. Kabinettschef Marcos Peña wies in seiner Ansprache vor der Deputiertenkammer vom Mittwoch auf eine abnehmende Inflation hin, was niedrige Zunahmen in den kommenden Monaten voraussetzt.
Der Index der Konsumentepreise, den die Regierung der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, weist im Februar eine Zunahme von 2,6% aus, ewas mehr als der INDEC-Index, was verständlich ist, weil die Zunahme der Tarife öffentlicher Dienste, vor allem des Personentransports, sich hier stärker als im Landesinneren auswirkt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 20,52, gegen $ 20,42 eine Woche zuvor. Die spekulativen Dollarkäufe fielen aus, nachdem die ZB in der Vorwoche ein klares Signal gegeben hat, dass sie einer Hausse mit Verkäufen entgegenwirken würde. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 62,22 Mrd., gegen u$s 61,50 in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.19 bei $ 23,95, was einen Jahreszinssatz von 21,27% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 0,25% und ab Ende Dezember 2017 um 9,18%.
***
Die argentinischen Staatstitel haben sich in einer Woche zum Mittwoch erholt. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: +0,05%; Argentina 2021: +0,33%; Argentina 2026: +1,22%; Argentina 2046: +2,12%; Bonar 2024: ++0,56%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 495,12 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 497,65), und bei 24 Karat zu $ 790,55 ($794,55).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 12.3.18 um 33,01%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 29,39%. Der Rhythmus der monetären Expansion, der monatelang bei der monetären Basis um die 25% jährlich lag, ist sprunghaft gestiegen, was nicht mit der Politik der Senkung der Inflation im Einklang steht.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 12.3.18 um 29,95% auf $ 2,17 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 45,82% auf $ 1,48 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 11,56% auf u$s 30,41 Mrd., und die Dollarkredite um 56,97% auf u$s 16,06 Mrd.
***
Das Finanzministerium hat letzte Woche Schatzscheine (LETES) für fast u$s 3,5 Mio. auf dem lokalen Finanzmarkt untergebracht, zum Teil in Pesos und zum Teil in Dollar. Es gab dabei 8.500 Einzelofferten. Schatzscheine in Pesos wurden in Höhe von $ 49,27 Mrd. zu ca. 27,7% zugeteilt, während Schatzscheine in Dollar für ca. u$s 1 Mrd. untergebracht wurden, bei 182 Tagen zu 2,85% und bei 343 Tagen zu 3,54%. Die Dollarzinsen liegen weit unter denen, die in letzter Zeit für Staatstitel gezahlt wurden, die auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht wurden.
***
Die Provinzen und die Stadt Buenos Aires schlossen das Jahr 2017 mit einem primären Überschuss (ohne Zinsen) von insgesamt $ 3,11 Mrd., hat die Consulting-Firma “Economía & Regiones” berechnet. Die Einnahmen stiegen um 32,2% und die primären Ausgaben um 30,7%. Das echte (“finanzielle”) Defizit, das auch Zinsen einschließt, sank von 4% im Jahr 2016 auf 3% im Jahr 2017. Die Zinslast lag 2017 mit $ 48,85 Mrd. um ca. 50% über dem Vorjahr.
***
Die ZB hat die Übertragung der Bank Finansur, vom Indalo-Konzern (von Cristóbal López), auf die Banco Galicia genehmigt, die das günstigste Angebot eingereicht hatte. Das schließt die 8 Agenturen der Bank ein. Die Depositen gehen automatisch auf diese Bank über, und können auch von den Inhabern abgehoben werden. Die Banco Galicia erhält dabei $ 150 Mio. von Sedesa (Depositenversicherung). 73% des Personals wird von der Banco Galicia übernommen, wo es von Null an beginnt. 130 Angestellte wurden vorher entlassen und entschädigt. Die Übertragung der Bank war durch einen richterlichen Beschluss möglich geworden, wobei kein Schaden, aber auch kein Gewinn für den Indalo-Konzern entsteht. Eines der vielen Probleme, die der Konzern hinterlässt, wurde somit gelöst.
***
Die argentinische Regierung will die Hafenkapazität für dem Empfang von Tourismuskreuzern erweitern. In den USA kündigten Transportminister Guillermo Dietrich, die Gouvernerin von Tierra del Fuego Rosana Bertone und Hafenbehörden an, dass das Land anstrebt, eine Million Touristen jährlich auf diesem Weg zu empfangen, doppelt so viel wie letztes Jahr. Transportminister Dietrich gab bekannt, dass Investitionen von $ 1 Mrd. für diesen Zweck vorgesehen seien. Davon sind $ 580 Mio. für Puerto Madryn bestimmt. In Ushuaia wird der Hafenquai erweitert, mit 7.050 m zusätzlicher Fläche. Gegenwärtig müssen die Kreuzer dort oft lange warten, bis sie anlegen können. In Buenos Aires ist eine vollständige Modernisierung vorgesehen, und für Mar del Plata sind $ 120 Mio. bestimmt, um den Kreuzerhafen zu vertiefen und erweitern. In den letzten Jahren ist die Gebühr pro Passagier in Buenos Aires schon von u$s 5,70 auf u$s 4,70 herabgesetzt worden, und es wurden Höchsttarife für die Hilfsdienste zum Anlegen der Schiffe festgesetzt.
***
Finanzminister Luis Caputo hat einer Gruppe von Investmentfonds, mit denen er sich in New York traf, mitgeteilt, dass die Regierung beabsichtigt, in diesem Jahr keine weiteren Bonds in Dollar auf dem internationalen Markt auszugeben. Der fehlende Betrag, von bis zu u$s 15 Mrd., soll auf dem lokalen Markt aufgebracht werden, mit Staatstiteln in Dollar oder eventuell auch in Pesos. Nachdem am 4. Januar schon Titel in Dollar für u$s 9 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht wurden (auf 5, 10 und 30 Jahre), stelle der fehlende Saldo kein Problem dar. Da in Argentinien hohe Dollardepositen bestehen, die nur zum Teil für Kredite eingesetzt werden, und außerdem ein hoher Betrag an Bardollar besteht (der auf ca. u$s 50 Mrd. geschätzt) wird, besteht die effektive Möglichkeit, Dollartitel unterzubringen, zu einem niedrigen Zinssatz (um 3%), der jedoch für lokale Sparer attraktiv ist. Für die internationale Finanzwelt ist die Tatsache, dass der argentinische Staat keine zusätzlichen Bonds unterzubringen braucht, ein Signal einer Besserung der finanziellen Lage.
***
Die Gewerkschaft der Handelsangestellten, geleitet von Armando Cavallieri, hat mit den Unternehmerverbänden (die argentinische Handelskammer und CAME, die den kleinen Einzelhandel vertritt), für dieses Jahr eine Lohnerhöhung von 15% vereinbart, davon 10% im April und 5% im August, womit der Jahresdurchschnitt eine niedrigere Zunahme aufweist. Im Januar 2019 soll dann eine Revision stattfinden, aber es wurde keine automatische Indexierung vorgesehen, wie es im Vorjahr der Fall war, wobei dann schließlich noch 6 Prozentpunkte hinzukamen und die Gesamterhöhung 26% betrug, was den Ausgangspunkt für 2018 erhöht hat. Diese Gewerkschaft umfasst über eine Million Arbeitnehmer und hat somit große Bedeutung.
***
Im Februar 2018 wurden 130.593 gebrauchte Automobile, Lastwagen und Kleinlaster verkauft, 13,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband CCA (Cámara de Comercio Automotor). Im erste Bimester waren es 295.276 Einheiten, 15,2% mehr als im Vorjahr. Für jedes neue Kfz wurden im Februar 1,9 gebrauchte verkauft.
***
Die Regierung hat Schritte eingeleitet, um zu erreichen, dass die USA-Regierung Argentinien vom Zollsatz von 25% für Stahl und 10% bei Aluminium ausnimmt. Präsident Mauricio Macri sprach telefonisch mit Präsident Donald Trump (was er dank seiner früheren persönlichen Freundschaft tun kann), und Handelssekretär Miguel Braun ist zu diesem Zweck nach den USA gereist, um zu erreichen, dass Argentinien von der Maßnahme ausgenommen wird, nachdem die Lieferungen von Kanada und Mexiko schon ausgenommen sind. Doch hier besteht ein Freihandelsabkommen, das Sonderzölle wie diese ausschließt. Die argentinischen Exporte dieser Produkte nach den USA sind für dieses Land unbedeutend (0,6% der gesamten Stahlimporte und 2,3% der Aluminiumimporte), aber es ist nicht einfach, einen formellen Grund für die Ausnahme zu finden. Weltweit besteht bei beiden Produkte eine große Überkapazität, so dass es schwierig ist, Stahl und Aluminium unterzubringen.
***
Die Regierung hat am Montag ein Gesetzesprojekt über Gleichheit bei der Arbeit von Männern und Frauen im Kongress eingebracht. Abgesehen von der Gleichheit bei der Entlöhnung, werden mehr freie Tage für Schwangerschaft u.a Umstände vorgesehen, die auch die Männer umfassen. Grundsätzlich müssen die Arbeitgeber sich nur einem Verhaltenskodex anschließen.
***
Im Januar lag die Milchproduktion um 13% und im Februar um 14% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichte das Landwirtschaftsministerium. 2017 war die Produktion um 6% zurückgegangen, nach einem Rückgang im Jahr 2016. Es fällt auf, dass die Erholung ausgerechnet zu einem Zeitpunkt eingesetzt hat, in dem eine bedeutende Dürre besteht, die auch Weiden für Milchkühe betrifft. Doch im Vorjahr gab es in der Milchgegend von Santa Fé eine große Überschwemmung, die zu einer starken Verringerung der Milchproduktion führte.
***
Das Institut für wirtschaftliche Studien des traditionelle Landwirtschaftsverbandes “Sociedad Rural Argentina” rechnet für dieses Jahr mit einer Gesamtproduktion von Getreide und Ölsaaten von nur 102 Mio. Tonnen, 17% unter den 125 Mio. Tonnen des Vorjahres. Das werde zu einer Exportverringerung (in Mengen) von 21% führen, wobei die Deviseneinnahmen gegenüber dem Vorjahr um u$s 4,4 Mrd., abnehmen werden.
***
Der Stromverbrauch der “großen Konsumenten” lag im Januar um 5,3% über dem Vorjahr, teilt das Staatsunternehmen CAMMESA mit, das den Grossistenmarkt für elektrischen Strom betreibt.
***
Der Regierungschef der Stadt Buenos Aires und der nationale Justizminister Germán Garavano haben ein Abkommen abgeschlossen, das sich auf die Verlegung des Zuchthauses in Villa Devoto in ein neu zu errichtenes Gebäude in Marcos Paz, Provinz Buenos Aires, bezieht. Die Stadtverwaltung wird die Verlegung finanzieren, wobei erwartet wird, dass der Verkauf des Grundstückes der bestehenden Haftanstalt erlaubt, den Neubau in Marcos Paz zu finanzieren. Der Boden ist in Villa Devoto wertvoll, wobei die Verlegung des Zuchthauses die Immobilienwerte der Umgebung um gut 30% erhöht, was der Stadt auch höhere Steuereinnahmen bringt.
***
Die grosse landwirtschaftliche Ausstellung Expoagro 2018 wurde am Dienstag in San Nicolás, Provinz Buenos Aires, in Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri eröffnet. Der Präsident kündigte bei dieser Gelegenheit eine finanzielle Erleichterung für die von der Dürre betroffenen Landwirte an, indem die Banco Nación, die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) und die BICE-Bank (Bank für Investitionen und Aussenhandel) bestehende Kredite strecken und neue gewähren. Das ist eigentlich Routine. Gleichzeitig kündigte er die Abschaffung mehrerer Register und Eintragungen an, die unter den Kirchner-Regierungen eingeführt wurden, und eine Komplikation für die Landwirte darstellen. Es soll jetzt mit einer einzigen Eintragung genügen. Dann wies Macri auf die Fortschritte hin, die bei den drei sektoriellen Gesprächsrunden erzielt worden seien, die sich auf Forstwirtschaft, Rinder und Rindfleisch, und Milchwirtschaft beziehen. Und schliesslich erwähnte er den bedeutenden Fortschritt beim Bau von Autobahnen und Strassen, die landwirtschaftliche Gegenden bedienen, und auch bei den Kanälen und Flussvertiefungen, die dazu bestimmt sind, dass das Wasser bei Überschwemmungen schnell abfliesst.
***
Die Gewerkschaft der Elektrizitätsarbeiter, geleitet von Guillermo Moser, willigte bei der Erneuerung des Arbeitsvertrages für dieses Jahr auf eine Lohnerhöhung von 15% ein, von der 11 Prozentpunkte im März und weitere 4 Punkte im Juni gezahlt werden. Im September soll dann eine neue Verhandlung stattfinden, so das bei höherer Inflation als erwartet, eventuell ein Zusatz gewährt wird. Das ist jedoch nicht das Gleiche wie die Indexierungsklauseln des Vorjahres, die automatisch wirken. Diese Gewerkschaft umfasst ca. 60.000 Arbeitnehmer der Kraftwerke, der Arbeiter der Stromferntransportunternehmen und der Verteilungsunternehmen. Mit dieser Gewerkschaft sind es schon drei bedeutende (auch Handelsangestellte, geleitet von Armando Cavallieri, und die der Belegschaft von AYSA, des Wasserversorgungsunternehmens, geleitet von José Luis Lingieri), die sich an die offizielle Richtlinie gehalten haben. Hinzu kommen noch mehrere kleinere Gewerkschaften.
***
Die Consulting-Firma “Economía & Regiones” hat ermittelt, dass die Preise der Automobile in 12 Monaten zum Februar in Pesos durchschnittlich nur 13,5% gestiegen sind, also etwa halb so viel wie die Inflation, gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise. Am geringsten war die Zunahme beim Peugeot 208, mit nur 3,7% in 12 Monaten. Die relativ geringe Preiszunahme erklärt zum Teil auch die hohen Verkaufszahlen.
***
Das sinnlose Projekt der Verbindung der Endbahnhöfe Retiro und Constitución mit einem Tunnel, so dass die Züge weiterfahren können, wurde letzte Woche wieder aufgenommen, nachdem es vorher bei Seite gelegt worden war. Jetzt soll das Objekt mit dem System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (PPP) vollzogen werden, bei dem Privatfirmen die Finanzierung beitragen. Das Projekt stellt eine Investition von geschätzten u$s 2,3 Mrd. dar. Die Macri-Regierung scheint immer noch nicht begriffen zu haben, dass der Staat weniger investieren muss und dabei strikte Prioritäten einhalten muss. Das schließt auch Investitionen ein, die mit dem PPP-System finanziert werden, das auch nicht unbeschränkt ist.
***
Die Bundesregierung hat der der Provinz Santa Fé angeboten, die Schuld von $ 54 Mrd., mit Staatsbonds, mit öffentlichen Bauten und Übertragung von Immobilien (die dem Bundestaat gehören, aber sich in der Provinz befinden) zu begleichen. Die Schuld stammt aus der illegalen Einbehaltung von 15% des Steuerbetrages, der unter den Provinzen verteilt wird, der für die ANSeS bestimmt wurde, als das Pensionierungssystem privatisiert wurde. Als dies rückgängig gemacht wurde, hatte die Einbehaltung keinen Sinn mehr, bestand jedoch weiter. Die Provinzregierung wird sich den Vorschlag jetzt überlegen.
***
Die ZB hat am Dienstag den Referenzzinssatz für Swap-Geschäfte auf 7 Tage von 27,25% beibehalten.
***
Die Verschuldung der Stadt Buenos Aires, in Dollar berechnet, stieg von u$s 1,53 Mrd. Ende 2011 auf u$s 6,11 Mrd. Ende 2017, hat Hernán Vazquez bekanntggeben, der das Aufsichtsamt der Stadt (“Auditoría General de la Ciudad de Bs.As.”) leitet. Die Zunahme beträgt über 300%. Die Zinsen auf die Schuld stiegen von u$s 87,6 Mio. um 280% auf u$s 348,3 Mio.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der bilaterale Handel zwischen den USA und Mexiko hat im Januar stark zugenommen. Die US-Exporte lagen mit u$s 21,80 Mio. um 10,5% über dem Vorjahr und die Importe aus Mexiko lagen mit u$s 25,94 Mio. um 11,6% höher. Das Defizit der USA erreichte u$s 4,14 Mio., 4,75% über Januar 2017. Bisher ist der Protektionismus von Trump nicht in den Zahlen über den Handel mit Mexiko zum Ausdruck gekommen.
***
Die Mercosur-Staaten (Argentinien, Brasilien, Uruguay und Paraguay) haben ihre Vertreter angewiesen, binnen zwei Wochen Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit Kanada einzuleiten.
***
Der Index der Konsumentenpreise von Venezuela, den die parlamentarische Opposition berechnet, verzeichnet in 12 Monaten zum Februar eine Zunahme von 6.147%. Allein im Februar betrug die Zunahme 80%, wobei über 50% technisch als Hyperinflation bezeichnet wird. Wenn die Zunahme auf diesem Stand verbleibt, so könnte sie ganz 2018 132.000% erreichen, erklärte der Deputierte Angel Alvarado. Der bessergestellte Teil der Gesellschaft verwendet weitgehend den Dollar als Zahlungsmittel. Aber der andere Teil ist auf die Bolivares angewiesen, die er als Lohn oder sonst als Einkommen erhält, und erlebt eine phänomenale Schrumpfung seines Realeinkommens.
***
In Brasilien rechnen private Wirtschafter (auf die sich die ZB bezieht) für dieses Jahr mit einer BIP-Zunahme von 2,87%, nach einer von 1% im Jahr 2017 und einer Abnahme von insgesamt 7% in den Jahren 2014 und 2015.
***
Der Elektrokonzern Siemens will seine Investitionen in Brasilien ausbauen. Innerhalb der kommenden fünf Jahre solle eine Milliarde Euro (ebenso viel wie insgesamt in den letzten 15 Jahren) schwerpunktmäßig in die Elektrifizierung, Automatisierung und Digitalisierung in Brasilien fließen, teilte das Unternehmen am Mittwoch mit. Eine entsprechende Absichtserklärung sei der brasilianischen Agentur für Handels- und Investitionsförderung unterzeichnet worden. „Die in der Vereinbarung skizzierten Initiativen haben das Potenzial, über die nächsten fünf Jahre einen neuen nachhaltigen Konjunkturaufschwung in Brasilien anzustoßen“, hieß es in der Mitteilung. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer (AHK)
Diese Kammer hat am 15. März ihre jährliche Eröffnungsversammlung für ihre Mitglieder vollzogen. Für dieses Jahr sind zahlreiche weitere Ereignisse vorgesehen, über die sich die Mitglieder per Internet (socios@ahkargentina.com.ar) oder telefonisch (5219-4004) unterrichten können.
Lufthansa
Am Donnerstag der Vorwoche hat Thomas Kropp die Leitung der Konzernpolitik der Deutschen Lufthansa AG (“Corporate International Relations & Governement Affairs”) an seinen Nachfolger Kay Lindemann übergeben. Thomas Kropp war von 1991 bis 1995 Leiter der Konrad Adenauer-Stiftung in Argentinien. Vorher, im Jahr 1985, war er in der lokalen Rechtsanwaltskanzlei Leonhard/Dietl tätig. Bei der Lufthansa war er aktiv an der Umwandlung eines klassischen Staatsunternehmens in den Lufthansa-Konzern, die größte und erfolgreichste europäische Luftfahrtgesellschaft, tätig.
Dr. Kay Lindemann trat Anfang dieses Jahres in die Lufthansa-Gruppe ein. Vorher war der 46-jährige Anwalt Geschäftsführer des deutschen Verbandes der Automobilindustrie (VDA).
Aeropuertos Argentina 2000
Dieses Unternehmen, kontrolliert vom lokalen Unternehmer Eduardo Eurnekian, das die argentinischen Flughäfen betreibt, erreichte 2017 Einnahmen von $ 12,67 Mrd., 25,5% mehr als 2016. Die Zahl der Passagiere lag 2017 mit 35,9 Mio. um 14,2% über dem Vorjahr. Es wurden auch 200.276 Tonnen Fracht befördert, 10,1% mehr als im Vorjahr.
Howard Johnson
Diese Hotelkette, die zur Gruppe Wyndham gehört, hat in der Vorwoche ihr vierzigstes Hotel in Argentinien eröffnet, dieses Mal in der Bundeshauptstadt, auf der “9 de Julio”. Der Konzern beabsichtigt, im Laufe dieses Jahres weitere 10 Hotels im Land zu eröffnen, davon drei in den kommenden drei Monaten. Es handelt sich u.a. um das 4-Sterne-Hotel Howard Johnson in Dolores, Provinz Buenos Aires, das auch ein Zentrum für Konventionen und ein Thermalbad einschließt. In La Plata wird ein Days Inn von 3 Sternen errichtet, das erste dieser Marke.
Zürich Insurance
Diese Schweizer Versicherungsgesellschaft, die unlängst die argentinische Filiale der australischen QBE übernommen hat, hat jetzt die Versicherungsgesellschaften für Reisende Universal Assistance und Travel Ace, die zwei Marken der argentinischen Gruppe Imas, übernommen, die in ganz Lateinamerika tätig sind. Es handelt sich um 19 Filialen, die in Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien und Mexiko tätig sind, und Dienste für die Gesundheitsbetreuung von Auslandsreisenden bieten. Jetzt werden diese Unternehmen in die Firma Cover-More eingegliedert, ein australianisches Versicherungsunternehmen für den gleichen Zweck, das Zürich im April 2017 gekauft hat. Zusammen sind Travel Ace und Universal Assitance auf dem lokalen Markt führend, wo sie außerdem den Versicherungsdienst für Reisende für die Kunden der Kreditkarte VISA bieten. In Brasilien stehen diese Firmen an zweiter Stelle. Cover More ist in 14 Ländern tätig, und ist in Australien, Großbritannien und den USA besonders wichtig. Die Gruppe Imas, geleitet von den lokalen Unternehmern Oscar Civile und Osvaldo Calvano, wurde vor 35 Jahren gegründet, beschäftigt in der Region um die 1.000 Menschen und hat einen Jahresumsatz von ca. u$s 100 Mio.
Agrofy
Dieses Unternehmen, das zum IRSA Konzern (kontrolliert von Eduardo Elsztain) gehört, und eine Online-Plattform für Produkte und Dienstleistungen betreibt, die die Landwirtschaft versorgen, hat eine Finanzierung von u$s 6 Mio. erhalten, die ihr erlaubt, ihren Dienste auszudehnen. Die Kapitalaufnahme wurde von San Pablo Ventures geleitet, der wichtigste Fonds für Risikoinvestitionen für landwirtschaftliche Technologie von Brasilien. Carlos Blousson, Generaldirektor von Cresud (dem Landwirtschaftsunternehmen von IRSA) und Vorstandsmitglied von Agrofy, erklärte, der E-Commerce sei bisher in der Landwirtschaft wenig eingesetzt worden, werde aber zunehmend bedeutender, wie es schon in anderen Branchen der Fall war.
Wirtschaftsübersicht
Die gestörten Beziehungen von Macri zu den Industrieunternehmern
Präsident Mauricio Macri hat unlängst darauf hingewiesen, dass die Industrieunternehmer, die ihn bei Auslandsreisen begleiteten, sich stets positiv über seine Regierung äusserten, aber dann hier sehr kritisch seien. Das ist begreiflich: gegenüber Dritten müssen Regierung und Unternehmer als Einheit gezeigt werden, während es zu Hause um den Dialog geht, bei dem Unternehmer und Regierungsvertreter ihren Standpunkt darstellen, wobei versucht werden muss, eine Einigung zu erreichen, wenn möglich einen goldenen Mittelweg. Von Macri, der selber Bau- und Industrieunternehmer war (mit dem Kfz-Unternehmen Sevel und dem Feuerlandunternehmen Mirgor), sollte man Verständnis für die Probleme der Industrie erwarten. Aber in der Praxis ist es nicht ganz so.
Am Montag empfingen Kabinettschef Marcos Peña und Produktionsminister Francisco Cabrera den Präsidenten der “Unión Industrial Argentina” (UIA), Miguel Acevedo (von Aceitera General Deheza), begleitet von Luis Betnaza (Techint-Konzern) und Daniel Funes de Rioja (von Copal, dem Verband der Lebensmittelindustrie). Die Regierungsvertreter forderten dabei weniger öffentliche Kritik und mehr Anerkennung der Fortschritte. Das ist jedoch Politik; konkret wurde vereinbart, die einzelnen Branchen separat zu behandeln und Lösungen zu suchen. Wenn es somit jetzt zu einem engeren Dialog kommt, ist das bestimmt positiv. Die Unternehmervertreter sollten dabei nicht nur die Probleme der Großunternehmen vorbringen, die das Schwergewicht in der UIA haben, sondern besonders der kleinen und mittleren Industrieunternehmen, die schließlich für über 80% der Arbeitsplätze verantwortlich sind, und grundsätzlich andere Probleme als die Großunternehmen haben. Kein Vertreter dieser Unternehmen war bei der Besprchung dabei.
Es fällt auf, dass weder die Unternehmer, noch die Regierung ein Gesamtkonzept über das Thema zu haben scheinen. In Argentinien hat die Pampa-Landwirtschaft niedrigere Kosten als ein großer Teil der Industrie und der sogenannten regionalen Wirtschaften, die sich auf landwirtschaftliche Produkte außerhalb der Pampa-Gegend bezieht. In Europa ist es umgekehrt: dort hat die Landwirtschaft höhere Kosten und benötigt Subventionen und Schutz vor Importen. Das Problem wurde traditionell in Argentinien durch Exportzölle auf landwirtschaftliche Produkte gelöst, von denen Industrieprodukte und regionale Produkte ausgeschlossen sind. Bei einem Wechselkurs von $ 25 pro Dollar, mit Exportzöllen von 10% bis 20%, (so dass die Landwirte $ 20 bis $ 22,50 erhalten) wäre die Lage für die Industrie besser, sowohl was die Konkurrenz mit importierten Produkten wie ihren eigenen Export betrifft. Beiläufig erhält der Fiskus bei diesem System üppige Einahmen; doch das ist nicht das Wesentliche, obwohl es willkommen ist. Doch dieser “hohe” Dollarkurs schafft andere Probleme, mit denen man dann auch fertig werden muss: einmal treibt er die Inflation in die Höhe und dann verringert er den Reallohn. Auch stellt das System viele Einzelprobleme, wegen der Bestimmung des Zollsatzes für jedes Produkt, und auch wegen der Liste der ausgeschlossenen Produkte. Dass es dabei auch Willkür und Irrationalität gibt, ist unvermeidlich.
Die Macri-Regierung stellt sich grundsätzlich gegen Exportzölle, und hat sie nur als Ausnahme bei Sojabohne beibehalten, wo sie auch schrittweise abgeschafft werden sollen. Somit muss das Problem der Industrie auf andere Weise angegangen werden. Macri u.a. Regierungssprecher, wie Produktionsminister Francisco Cabrera, weisen die Industrieunternehmer an, sich um Effizienz und Kostensenkungen zu bemühen. Und die Unternehmer kontern, dass sie von den sogenannten “argentinischen Kosten” belastet werden, mit denen sie Umstände bezeichnen, die sie nicht beherrschen, die zusätzliche Kosten schaffen, die ihre ausländischen Konkurrenten nicht haben.
Die “argentinischen Kosten” sind in der Tat ein Problem. Viele wurden schon unter Menem abgeschafft, wie die überhöhten Hafenkosten und die Kostenwirkung eines mangelhaften Telefonsystems. Doch es verbleiben viele dieser Kosten: der teure Binnentransport, die hohen Arbeitskosten, die hohen Kreditkosten und der äusserst geringe Bankkredit, das Fehlen eines lokalen Kapitalmarktes und die hohen Steuern.
Dass der Bankkredit so gering und der Wucherkredit, zu dem Kleinunternehmen greifen, auch industrielle, unverschämt teuer ist, belastet die Industrie. Der Bankkredit macht knapp über 15% des BIP aus, während er in vergleichbaren Ländern über 50% und in fortgeschrittenen über 100% liegt. In den USA finanziert sich ein Unternehmen ohne Schwierigkeiten über Banken, was erlaubt, einen Produktionsprozess ohne Unterbrechungen zu vollziehen und finanzielle Engpässe zu überwinden. In Argentinien ist dies nicht möglich. Kleine und gelegentlich auch mittlere Unternehmen, die sich außerhalb der Banken zu Zinsen von bis zu 100% finanzieren, erleiden dabei höhere Kosten, die sie auf die Preise abwälzen müssen. Dass die ZB die flüssigen Mittel der Banken über ihre Lebac-Wechsel aufnimmt und dabei hohe Zinsen zahlt, ist ein zusätzlicher Störungsfaktor. Ohne dies könnten die Banken viel mehr Kredite vergeben. Ein gutes Kreditsystem, und auch ein Kapitalmarkt, sind unzertrennliche Bestandteile einer effizienten Industrie.
Der seit langem bestehende Zustand auf diesem Gebiet hat auch zum Ausverkauf von Unternehmen beigetragen, die sich im Besitz von Argentiniern befanden und an ausländische Firmen übertragen wurden. In den letzten 25 Jahren sind ganze Branchen, die lokal beherrscht waren, ganz oder zum grossen Teil auf Auslandsbesitz übergegangen: Zement, Stahl, Zucker u.a. In keinem anderen Land hat es so etwas gegeben. Die multinationalen Firmen finanzieren sich dann in ihren Mutterländern zu günstigen Bedingungen, die lokalen Firmen ohne diesen Rückhalt nicht zugänglich sind.
Die Regierung muss sich all dieser Dinge bewusst sein, und an die Probleme, die eben bestehen und kurzfristig nicht beseitigt werden können, mit Einzellösungen herangehen. So weit wie möglich, sollten die “argentinischen Extrakosten” beseitigt werden. Doch das nimmt seine Zeit in Anspruch und ist nicht einfach. Und inzwischen muss man sehen, wie man die Industrie erhält. Die Regierung muss jede Branche einzeln untersuchen, und entscheiden, ob sie die Industrie erhalten will oder nicht, und wenn ja, dann wie und wie weit.
In einigen Fällen dürfte das neue System der Präferenz für lokale Unternehmen bei staatlichen Käufen, das dem Kongress vorliegt, eine Wirkung haben. Systeme dieser Art hat es im Laufe der Zeit schon mehrere gegeben, wobei das wirksamste das von 1963 war (als José A. Martinez de Hoz zum ersten Mal Wirtschaftsminister war), das bestimmte, dass eine gemischte Kommission in jedem Fall entschied, was Staatsunternehmen importieren durften und was nicht. Heute sind die Umstände ganz anders, so dass jenes System keinen Sinn hätte. Es geht jetzt im Prinzip um eine Präferenz, bei der der lokale Bieter auch mit einem etwas höheren Preis den Zuschlag erhält.
In vielen Fällen würde es mit einer effektiven Importkontrolle, eventuell einer Kontingentierung, ausreichen. Es fällt auf, dass sich der Dachverband der Industrie, die “Unión Industrial Argentina” überhaupt nicht um das Zollamt kümmert. Die bedeutende Unterfakturierung, die bei vielen Importen besteht, bedeutet, dass der effektive Zollsatz auf eine Minimum sinkt. Ein Satz von 35%, wie er für viele Konsumgüter gilt, sinkt gelegentlich auf bis zu 3,5%.
Die Industrieunternehmer sollten sich die Mühe nehmen, ihre Probleme gründlich zu durchdenken und dabei gute Wirtschaftler mitwirken zu lassen, um der Regierung nicht nur allgemeine Klagen, sondern ganz konkrete Vorschläge vorzubringen. Wie es im Sprichwort heisst, ist der, der keine Lösung vorschlägt, Teil des Problems. Einige, wie Paolo Rocca, vom Techint-Konzern, tun es, die meisten jedoch nicht.
Wenn man von Industrie spricht, so muss man auch einzelne Bereiche unterscheiden. Die Lebensmittelindustrie hat allgemein kein Problem mit der Importkonkurrenz, weil die Importe unbedeutend sind. Doch es gibt auch Ausnahmen: der Import von Tomatenkonserven ist stark gestiegen und deckt schon ca. 40% des Bedarfs, der normalerweise ganz mit lokaler Produktion befriedigt wird. Die Lebensmittelindustrie hat allgemein den Vorteil billiger Rohstoffe, der jedoch ohne Exportzölle viel geringer ist. Der Exportzoll auf Sojabohne und der viel geringere auf Sojaöl- und mehl, bedeutet für diese Produkte ein Kostenvorteil, der sich dann auch auf die Produktion von Schweinefleisch und Geflügel überträgt. Aber bei Mais, der auch ein wichtiges Futtermittel ist, besteht seit Dezember 2015 kein Exportzoll und somit kein Unterschied mehr. Die Verbilligung des Sojaöls wirkt sich auch beim Dieseltreibstoff aus, der mit dem Öl erzeugt wird, was in den USA als Dumping bezeichnet wird, und zu einem hohen Antidumpingzoll geführt hat. Bei der Lebensmittelindustrie besteht das Problem im Wesen in der Konjunktur und dem Massenkonsum.
Bei anderen Industrien spielt das Importproblem auch keine Rolle, so bei Zement, hohlen Ziegelsteinen und den meisten anderen Baumaterialien. Die Unternehmer dieser Branchen machen sich nur Sorgen, wenn die Bautätigkeit abnimmt. Bei der Kraftfahrzeugindustrie besteht ein besonderes System, das die lokalen Fabriken schützt. Im bilateralen Handel mit Brasilien besteht seit vielen Jahren ein System des kompensierten Austausches, bei dem die Importe wertmässig nur bis 50% über den Exporten liegen dürfen, das jedoch in letzter Zeit fallen gelassen wurde, ohne dass eine Erklärung dafür gegeben wurde. Ohne dies ist die lokale Industrie nur ausnahmsweise in der Lage, der Konkurrenz der brasilianischen standzuhalten. Die UIA sagt jedoch nichts darüber. Warum?
Das Problem der Importkonkurrenz stellt sich besonders bei Textilien, Sportschuhen, Produkten für den Haushalt (Eisschränke, Waschmaschinen, Herde u.a.). Die Textilindustrie, die bis in die 90erJahre die lokale Nachfrage zu fast 100% versorgte, hat jetzt nur einen Anteil von unter 50%, und läuft Gefahr, weiter zurückzugehen. Hier wirken sich auch die Käufe aus, die Argentinier bei Auslandsreisen vollziehen. Die Schuhfabrikanten weisen darauf hin, dass 2015 130 Mio. Paare erzeugt wurden, während gleichzeitig 24 Mio. importiert wurden, während es 2017 ca. 100 Mio. und 37 Mio. waren. Vor über einem Jahrzehnt wurde der Import von Schuhen aus Brasilien kontingentiert, und der aus China gehemmt. Das hat in den letzen Jahren ganz aufgehört und wird jetzt nicht einmal als Möglichkeit erwogen.
Die Industriepolitik ist in den letzten Jahrzehnten auch deshalb komplexer geworden, weil viele Industriebetriebe nur wirtschaftlich sein können, wenn sie bestimmte Teile importieren, die woanders in großen Mengen, zu niedrigen Kosten und mit moderner Technologie erzeugt werden. Das Konzept der Importsubstitution ist relativ geworden. Als die lokale Kfz-Industrie ab 1959 aufgebaut wurde, lag der Importanteil, gemessen am Fabrikpreis, bei 10%, aber die Fahrzeuge kosteten drei Mal so viel wie im Ursprungsland. Heute liegt der Importanteil zwischen 60% und 70%, aber die Preise sind, ohne Steuerdifferenzen, im Extremfall 50% höher. Änhlich ist es bei anderen Industrien.
Argentinien braucht eine Wirtschaftsstruktur mit einer starken und vielfältigen Landwirtschaft, aber auch mit viel Industrie. Ohne dies ist es nicht möglich, die ganze arbeitswillige Bevölkerung zu beschäftigen. Diese Struktur wäre schließlich nicht viel anders als in den Vereinigten Staaten u.a. Ländern. Die US-Regierung kümmert sich auch um ihre verschiedene Industrien, ganz besonders unter Präsident Donald Trump, aber auch unter den vorangehenden Präsidenten. Die Amerikaner sind in dieser Beziehung sehr pragmatisch, reden von freiem Handel, schützen ihre Industrie jedoch wo sie können, mit unterschiedlichen Methoden, angefangen mit einer Antidumpinggesetzgebung, die sehr protektionistisch ausgelegt wird. Und Argentinien muss es eben auch so machen.
Wirtschaftsübersicht
Der unsichtbare Fortschritt
Präsident Macri sprach in seiner Rede vor dem Kongress vom “unsichtbaren Wachstum”, was von vielen mit Ironie aufgenommen wurde. Wenn etwas unsichtbar ist, so existiert es eben nicht. Indessen hat Macri recht; nur bedarf dies einer Erklärung.
Es hat in diesen zwei Jahren und drei Monaten seiner Regierung unzählige Fortschritte gegeben, die mehr Wohlstand bedeuten, oft nur für einzelne Gruppen oder Bewohner einer bestimmten Gegend, aber nicht in einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes noch des Einkommens der Bevölkerung zum Ausdruck kommen. An erster Stelle war der Fortschritt bei der Bekämpfung des Drogenhandels enorm, was schließlich auch in mehr persönlicher Sicherheit zum Ausdruck kommt, bei der es auch sonst eine Besserung gab. Der Rauschgiftkonsum zerstört die Gesellschaft von innen und schafft eine immense menschliche Tragödie. Dass die zunehmende Tendenz aufgehört hat und eine Umkehrung eingeleitet wurde, ist wichtiger als alles andere, was sonst geschieht.
Die qualitative Verbesserung der öffentlichen Erziehung, wie sie schon in der Stadt Buenos Aires unter Macri und Rodríguez Larreta als Regierungschefs stattgefunden hat, und jetzt von María Eugenia Vidal in der Provinz Buenos Aires angestrebt wird, fällt auch unter die Kategorie der unsichtbaren Fortschritte, wobei dieser gelegentlich auch in einer BIP-Zunahme zum Ausdruck kommt. Ohne besser ausgebildete Menschen ist das wirtschaftliche Wachstum beschränkt und konfliktreich, eventuell mit Schaffung von mehr Arbeitslosen begleitet. Die neue Wirtschaft erfordert mehr von den Arbeitnehmern, und hat Schwierigkeiten, Menschen ohne Ausbildung in den Arbeitsprozess aufzunehmen.
Dann hat Gouverneurin Vidal die Gesundheitsbetreuung verbessert und erweitert, mit mehr Stellen für die Behandlung von Krankheiten und Unfällen. Und dann stellt die Erweiterung der Zufuhr von fließendem Wasser und des Abwasserdienstes, die ununterbrochen fortgeführt wird, für die betroffenen eine substanzielle Besserung dar. Auch die Erleichterung der Amtswege und die Verbesserung der Bürokratie, die in der Bundeshauptstadt schon vorher und in der Provinz Buenos Aires unter der Regierung von Frau Vidal eingetreten ist, stellen eine Erleichterung für die Bevölkerung dar, und bedeuten im Endeffekt mehr Wohlstand. In der Stadt Buenos Aires bedeutet der Ausbau des Metrobus-Systems für unzählige Menschen eine Verkürzung ihres Arbeitswegs, was sich positiv auf ihren Wohlstand auswirkt, aber ihr Einkommen nicht erhöht.
Allein, das unsichtbare Wachstum bezieht sich auch auf etwas anderes, nämlich auf Infrastrukturinvestitionen, die sich in Gang befinden. Die vollständige Erneuerung der Frachteisenbahn Belgrano, die von Buenos Aires nach dem Norden, bis Jujuy und in andere Provinzen führt, stellt zunächst eine große faktische und finanzielle Anstrengung dar. Die vielen neue Lokomotiven und Waggons, die Erneuerung der Schienen u.a. Investitionen wirken sich vorläufig nur in Form von mehr Arbeit, direkt und bei Zulieferern, aus. Doch zunächst belastet dies die Staatsfinanzen, auch wenn ein großer Teil der Lieferungen finanziert wird. Wenn diese Eisenbahn fertig ist, was voraussichtlich 2019 oder spätestens 2020 der Fall sein wird, dann entsteht für die Produzenten des Nordens des Landes eine bedeutende Abnahme der Transportkosten, die ihnen die Möglichkeit bietet, ihre Ware billiger zu liefern. Das bezieht sich auf Zucker, Tabak, Zitrusobst, Baumwolle, Sojabohne u.a. landwirtschaftliche Produkte, aber auch auf zahlreiche Industrieprodukte. Das ist besonders beim Export wichtig. Es wird oft darauf hingewiesen, dass der Warentransport von Jujuy bis Buenos Aires gegenwärtig teurer ist, als von Buenos Aires nach Rotterdam. Das sollte nicht mehr der Fall sein, wenn die Belgrano-Bahn gut funktioniert. Das Wachstum der Wirtschaft, das durch diese Investition angetrieben wird, befindet sich gewissermaßen schon in Gang, ist jedoch zunächst unsichtbar. Analog ist es mit Autobahnen und Überlandstraßen, sowie zahlreichen anderen Investitionen, die sich in Gang befinden.
Auch im privaten Bereich befinden sich viele kleinere Investitionen in Gang, die dann in Form von Kapazitätserhöhungen und/oder Kostensenkungen zum Ausdruck kommen, oft erst dann, wenn die Nachfrage nach dem entsprechenden Produkt zunimmt. Die Zunahme des BIP findet dann später statt, ist aber jetzt oder unmittelbar schon bereit.
Schließlich bezieht sich das unsichtbare Wachstum auf zahlreiche strukturelle Verbesserungen, die die Tätigkeit der Unternehmen erleichtern, und auch auf die guten Beziehungen zwischen Privatunternehmen und Staat, die die Lösung vieler Probleme möglich machen und schließlich kostensenkend und/oder produktionssteigernd wirken.
Es ist gewiss viel mehr in Gang, als sich die Gesellschaft bewusst ist. Es ist eine schleichende Revolution, auch eine kulturelle, die zunächst kaum bemerkt wird, doch schließlich zu einer moderneren Gesellschaft führt, in der sich besser lebt, als es in der BIP-Zunahme zum Ausdruck kommt. Dies muss auch politisch durchgehalten werden, und das ist nicht einfach, umso mehr als die Erklärung des zunächst Unbemerkbaren schwierig ist.